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Abkiirzungsverzeichnis

BLN Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmaler von nationaler
Bedeutung

RPG Raumplanungsgesetz

IFP Inventaire fédéral des paysages, sites et monuments naturels
d’importance nationale

LAT Loi sur I'aménagement du territoire
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Obwohl zusammen mit demjenigen Genfs als einer der letzten eingereicht, fand der
Richtplan des Kantons Jura die volle Anerkennung des Bundesrates. Es wird damit
gerechnet, das Verfahren mit der Tessiner Vorlage im Herbst nachsten Jahres
abschliessen zu kénnen. '

Im April hiess der Bundesrat den Sachplan Fruchtfolgeflachen (FFF) gut, welcher der
Schweiz ein Mindestmass an landwirtschaftlich verwertbarem Boden erhalten will, und
setzte dazu gesamtschweizerisch einen Mindestumfang von 438'660 Hektaren, etwa
10% der gesamten Landesfléache, fest. Der geforderte Umfang an FFF ist in den meisten
Kantonen bereits ausgeschieden und provisorisch gesichert. Einzig in Bern, Luzern,
Freiburg, Sankt Gallen und dem Jura ist dies noch nicht vollstdndig erfolgt. ?

Das Abstimmungsergebnis vom 3. Marz fiel mit 62,9% Ja-Stimmen bei einer
Stimmbeteiligung von 46,5% klar zu Gunsten der RPG-Revision aus. Einzig der Kanton
Wallis stand mit einer dusserst tiefen Zustimmungsrate von 19,6% geschlossen und
deutlich fur ein Nein ein. Gegen die Vorlage stellten sich dartber hinaus mit Gros-de-
Vaud und Aigle zwei Bezirke im Kanton Waadt, das nordliche Tessin, das Obersimmental
im Kanton Bern und die Bernina-Region im Blndnerland. Alle anderen Bezirke sprachen
sich mehrheitlich fir die Revision aus. Auch die Kantone Jura (62,8%), Neuenburg
(67,7%) und Schaffhausen (63,2%), welche mit Annahme des Gesetzes ebenfalls mit
Auszonungen rechnen missen (siehe unten), stimmten mit relativ deutlichem Mehr fir
das revidierte Gesetz. Deutliche Zustimmungswerte Uber 70% fanden sich grésstenteils
im stark zersiedelten Mittelland und in den Bezirken rund um die deutschsprachigen
urbanen Zentren. Die klarste Beflrwortung fand sich in den Bezirken Solothurn und
Zurich-Stadt mit einem Ja-Anteil von 80,3%, resp. 80,1%. Das Abstimmungsergebnis sei
ein ,Meilenstein in der Siedlungsentwicklung®”, interpretierte Bundesratin Leuthard
(cvp) das Resultat. Von Seiten des Referendumskomitees liess man verlauten, man
fordere nun eine massvolle Umsetzung des RPGs, welche regionalen Gegebenheiten
Rechnung trage. Trotz der Abstimmungsniederlage wertete die SVP das deutliche
Bekenntnis gegen die fortschreitende Zersiedelung als positives Zeichen - und zwar far
die eigene Masseneinwanderungsinitiative. Der Landschaftsschutz liege der
Bevolkerung offensichtlich am Herzen, liess SVP-Préasident Brunner verlauten. In der
Abstimmungskampagne zur Volksinitiative werde man daher bewusst auf diese
Thematik setzen, um auch 0&kologisch sensibilisierte Stimmburgerinnen und
Stimmblrger anzusprechen. Ahnliche Schiiisse zogen auch die Urheber der Ecopop-
Initiative. Gleich nach dem Volksentscheid pladierte die Walliser Regierung auf eine
friheste Inkraftsetzung des revidierten RPG per 1.1.2015. Dartber hinaus verlangte der
Kanton ein Treffen mit dem Gesamtbundesrat sowie den Einbezug bei der Umsetzung
der neuen Gesetzesbestimmungen.

Abstimmung vom 3. Marz 2013

Beteiligung: 46,5%
Ja: 1476 942 (62,9%)
Nein: 871514 (37,1%)

Parolen:

- Ja: SP(1*), CVP(6*), GPS, BDP, GLP, EVP, FDP Frauen; MV, Travail.Suisse, SBV, SIA, STV,
WWEF.

- Nein: SVP(3*), FDP(8*), JCVP; Economiesuisse, HEV, SGV.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®
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Ende August erdffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Revision der
Raumplanungsverordnung, zum Erlass der neuen technischen Bauzonenrichtlinien
sowie zur Erganzung des Leitfadens fiir die kantonale Richtplanung. Die Anderungen
erfolgten in erster Linie in Reaktion auf die Annahme des revidierten RPG bei der
Volksabstimmung vom Frihjahr sowie in Umsetzung der parlamentarischen Initiative
Darbellay (cvp, VS) betreffend Lockerung der Bestimmungen zur Pferdehaltung in der
Landwirtschaftszone (siehe oben). Die Reduktion der Bauzonen auf maximal den Bedarf
der nachsten 15 Jahre soll laut bundesréatlichem Entwurf auf kantonaler statt auf lokaler
Ebene umgesetzt werden. Im Falle einer Auslastungsquote von unter 95% waéren die
Kantone verpflichtet, Rlckzonungen vorzunehmen. Zeitgleich publizierte das
Bundesamt flir Raumentwicklung erste offizielle, provisorische Zahlen zur Auslastung
der Bauzonen in den Kantonen. Gemass der Bauzonen-Statistik 2012 des ARE wird die
Auslastung in den Kantonen Jura, Neuenburg, Schaffhausen und Wallis in 15 Jahren
voraussichtlich weniger als 95% ausmachen, womit insbesondere diese Kantone
Rickzonungen zu beflrchten hatten. Die Auslastungsziffern beruhten auf einer
Schétzung der Bevolkerungsentwicklung des Bundesamts flir Statistik (BFS), wobei das
Szenario .hoch" gewéahlt worden war (9 Mio. Einwohner im Jahr 2027). Bei einem
mittleren Bevodlkerungswachstum mdissten mehr als 10 Kantone mit Rlckzonungen
rechnen. Ferner sollen laut der Vernehmlassungsvorlage bis zur Anpassung der
kantonalen Richtpléne und im Sinne eines Bauzonenmoratoriums neue Einzonungen
durch entsprechende Auszonungen kompensiert werden, wobei fir o6ffentliche
Gebéude sowie Vorhaben von kantonaler Bedeutung Ausnahmen gelten. Betreffend
Hohe der finanziellen Entschadigung bei Rickzonungen verzichtete der Bundesrat auf
die Festlegung von Kennwerten. In ihren Vernehmlassungsantworten &usserten
gewichtige Stellungnehmer grundsatzliche Vorbehalte zum Verordnungsentwurf des
Bundesrates. Die kantonalen Baudirektoren beanstandeten die Missachtung der
kantonalen Zustandigkeiten in der Raumplanung, den hohen burokratischen Aufwand
sowie die auf dem Bevolkerungsszenario des BFS beruhende Bauzonen-Statistik. Die
Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz (BPUK) forderte, Kantone missten
auf eigene Zahlen zur Bevolkerungsentwicklung zurtckgreifen kénnen. Auf der anderen
Seite hatte die Stiftung Landschaftsschutz Schweiz im Vorfeld bei mindestens der
Halfte der Kantone Rickzonungsbedarf geortet und kritisierte entsprechend die Wahl
des Bevolkerungs-Szenarios durch das zusténdige Bundesamt. Gewichtige Vertreter wie
die SVP, Economiesuisse und der Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein
(SIA) lehnten die Vorlage komplett ab. Sie missbilligten unter anderem die fehlende
Beriicksichtigung wirtschaftlicher Uberlegungen, die Uberregulierung sowie den
mangelnden Praxisbezug. Auch die Fachorganisationen flur Pferdezucht und
Pferdesport Uberzeugte der Verordnungsentwurf nicht. Sie bezweifelten, ob die
vorgesehenen Bestimmungen die heutige Praxis tatsachlich erleichtern wirden. Das
urbane Genf zeigte sich als einer der wenigen Kantone mit der geplanten Umsetzung
zufrieden und stellte sich hinter eine starkere Zentralisierung der Umsetzungskontrolle
durch den Bund. *

Eine von der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz und Pro Natura verfasste Studie,
welche die Baulandreserven der Kantone Jura, Neuenburg, Schaffhausen und Wallis
unter die Lupe genommen hatte, kam im Méarz 2015 zu alarmierenden Befunden. In den
vier Kantonen, die im gesamtschweizerischen Vergleich am meisten Bauland horteten,
befanden sich insgesamt rund 340 ha Bauland in streng geschiitzten Biotopen, was
ungefahr 500 Fussballfeldern entspreche. Allein im Kanton Wallis seien 290 ha Bauland
in dieser sogenannten ,roten Zone” zu finden. Ferner Uberschneide sich in den vier
untersuchten Kantonen im Vergleich zu den .roten Zonen” beinahe das Zehnfache an
Bauland mit Landschaften und Naturdenkmaélern von nationaler Bedeutung, den
sogenannten BLN-Gebieten. Die Verbande forderten die Kantone auf, die 6kologisch
schéadlichsten Bauzonen rasch zu beseitigen.

Mit den Zahlen der Studie konfrontiert relativierten die kantonalen Verantwortlichen
diese zwar aufgrund der nicht ganz aktuellen Datenlage, zeigten aber dennoch
Verstandnis fur das Anliegen der Naturschutzverbande. Die sich in der roten Zone
befindenden Baulandreserven seien zu Uberprifen und gegebenenfalls zurtickzuzonen,
so etwa die Walliser Dienststelle fir Raumplanung. Das Wallis sei jedoch .reich an
Landschaften von aussergewdhnlicher Schoénheit und Vielfalt” - ein Viertel des
Kantonsgebietes gehdre zum Bundesinventar fur Landschaften und Naturdenkméler
(BLN). Da seien Konflikte nicht zu vermeiden. ®
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In Erfillung des Postulats Héche (sp, JU), das einen Bericht liber die Rolle der
bundesnahen Unternehmen bei der Entwicklung der Berggebiete und der landlichen
Regionen gefordert hatte, wertete der Bund die Anzahl Arbeitsplatze und das regionale
Engagement bundesnaher Unternehmen sowie verschiedene Kennzahlen zu
Dienstleistungen im Bereich Beschaffung und Grundversorgung aus. Aufgrund der
gewéahlten Untersuchungsebene der Kantone wurden Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus,
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden, Graublnden, Tessin, Wallis,
Neuenburg und Jura als «Berggebiete und landliche Raume» definiert und waren
Gegenstand der Untersuchung. So flossen landliche Gebiete in anderen Kantonen, etwa
solche in Bern, nicht in die Untersuchung mit ein, womit die Untersuchungseinheit
nicht deckungsgleich ist mit derjenigen im Bericht «Politik des Bundes fir die
landlichen Raume und Berggebiete». Der Bericht zum Postulat Héche folgert, dass sich
in den untersuchten Kantonen wichtige Standorte bundesnaher Betriebe befinden und
es in Bezug auf den erfolgten Stellenabbau keine Benachteiligung fir landliche Raume
und Berggebiete im Vergleich zu stadtischeren Gebieten gebe. Ferner wirden sich die
Unternehmen bereits zum aktuellen Zeitpunkt erheblich und gezielt fir die Entwicklung
der Berggebiete und landlichen Rdume einsetzen. Aufgrund dessen sah der Bundesrat
keinen Handlungsbedarf zur Anpassung der strategischen Ziele oder zum Beschluss
neuer Massnahmen. °

Die ausserparlamentarische, sprich gesellschaftliche Debatte im Sektor Raumplanung
des Jahres 2019 drehte sich in den Printmedien vor allem um die Probleme der Kantone
bei der Umsetzung des neuen Raumplanungsgesetzes (RPG). Dies vor allem deshalb,
weil der Bundesrat im Fruhling 2019 einen Einzonungsstopp verhangte, der nicht
weniger als acht Kantone betraf. Bereits Mitte Februar 2019, nur wenige Tage nach der
klaren Ablehnung der «Zersiedelungsinitiative» der Jungen Grunen, berichteten Tages-
Anzeiger und Aargauer Zeitung von den Absichten des Bundesrates, finf Kantone mit
einem Einzonungsstopp zu belegen. Aufgrund des 2013 per Volksabstimmung
angenommenen RPG mussten alle Kantone bis Ende April 2019 ihren revidierten
Richtplan genehmigen lassen. Auch sollte bis dann Uberall die Einflhrung einer
Mehrwertabgabe abgeschlossen sein. Beide Massnahmen dienen der Verkleinerung der
Bauzonen und dem verdichteten Bauen darin. Im April folgte dann die definitive
Entscheidung, dass wegen fehlender Mehrwertabschopfungsregelung flir die Kantone
Genf, Luzern, Schwyz, Zug und Zurich ab sofort ein Einzonungsstopp gelte. Dazu kamen
dann ein paar Tage spater die Kantone Glarus, Obwalden und Tessin, deren Richtplane
nicht fristgerecht eingereicht worden waren. In quasi letzter Minute genehmigt wurden
dagegen die Richtplane von Baselland, Jura, Freiburg, Wallis und Zug; zudem wurde die
Aufhebung des Einzonungsstopps flUr Zug in Aussicht gestellt, sobald die
Volksabstimmung Uber die Regelung der Mehrwertabgabe am 19. Mai 2019 vorbei sein
und die Regelung in Kraft treten wirde. In der Tat nahm das Zuger Wahlvolk die
Teilrevision seines Planungs- und Baugesetzes klar mit 67 Prozent Ja-Stimmen an. Der
Einzonungsstopp flr Luzern wurde schliesslich im November 2019 aufgehoben, da der
Kanton seine Mehrwertabgabe mittlerweile bundesrechtskonform angepasst hatte. ’
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